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serrerFIhr Antrag nach dem Gesetz zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation
(Verbraucherinformationsgesetz — VIG);

sezusı.GesetzzurVerbesserungdergesundheitsbezogenenVerbraucherinformation(VIG)

2.IhrAntragvom 15.Januar2019 - hierEingegangen am 11.März 2019
3»Bescheiddes Bundesamtesfür Infrastruktur,Umweltschutzund DienstleistungenderBundeswehr vom 19.

März 2019

4. IhreelektronischeAntwort vom 1.April2019 - durch das Bundesamt fürInfrastruktur,Umweltschutz und
DienstleistungenderBundeswehr alsWiderspruchgewertet

Sehr geehrterHerrSchröder,

gemäß Bezug 3. wurde IhrAntrag vom 15. Januar 2019 indem Sie die Herausgabe der

Kontrollberichtezu lebensmittelrechtlichenBetriebsüberprüfungenzu Bundeswehrkantine

FliegerhorstLaage, Daimler-Benz-AlleeinLaage begehren, abgelehnt.Gegen diesen Be-

scheid haben Sie mit Bezug 4. Widerspruch erhoben.

MitelektronischenSchreibenan das Veterinär-und Lebensmittelüberwachungsamtdes

LandkreisesRostockvom 1.Februar2019 erklärtenSie,dass einem betroffenenDrittenauf

dessen Nachfragehin IhrepersönlichenDaten (Name und Anschrift)mitgeteiltwerden kön-

nen.Ich bittedaher um Mitteilung,ob Sie IhreausdrücklicheEinwilligungzur Offenlegung

Ihrero.g. privatenDaten gegenüber dem betroffenenGewerbetreibendenweiterhinauf-

rechterhalten.

Sollteichbiszum 10.Mai 2019 keineinsoweitverbindlicheRückmeldung von Ihnenerhal-

ten,gehe ichdavon aus,dass Sieden Antragnichtweiterverfolgenmöchten.



Durch dieWeitergabederbegehrtenInformationenan SiekönnenrechtlicheInteressendes

betroffenenBetriebesberührtwerden. Aus diesem Grund beabsichtigeich,den betroffenen

Betriebzu einereventuellenInformationsweitergabean Sie anzuhören.

Für den Fall,dass IhremAntragentsprochenwerden würde und Siebeabsichtigen,dieer-

haltenen InformationenineinerDatenbank an Dritte,z. B. über fragdenstaat,weiterzuge-

ben,weiseichaufden Beschlussdes Bundesverfassungsgerichtsvom 21.03.2018(Az;BvF

1/13)hin.Danachist es einerBehörde verboten,der ÖffentlichkeitineinerDatenbank un-

ternehmensbezogeneDaten zeitlichunbegrenztzugänglichzu machen. Das Bundesverfas-

sungsgerichtentschied,dass eine zeitlicheBegrenzung der Veröffentlichungdurch Gesetz

geregeltwerden muss (BVerfG-RD 58),wobei einsolchesGesetz bishernichtinKraftge-

setztwurde.Die vom Bundesverfassungsgerichtin derzitiertenEntscheidungaufgestellten

Grundsätze können auch auf nichtbehördliche Datenbanken -wie z.B.fragdenstaat.de-

angewandt werden. BetroffeneUnternehmen können dagegen Vorgehen. In diesen Streit

kann auch derjenigeverwickeltwerden, welcher unternehmensbezogene Daten weiterge-

gebenhat.

Aufgrund der Tatsache,dass der Antrag unterIhrem Namen über die Internetplattform‚frag-

denstaat.de“gestelltwurde, vermuten wir,dass eine Veröffentlichungder unterIhrem Na-

men beantragtenInformationenoder Unterlagenaufder Internetplattformbezweckt wird.

Diese Vermutung ergibtsich insbesondereaus der Zielsetzungder Plattform,die nach

Durchsichtdes Inhaltsdeutlichwird.Das Verbraucherinformationsgesetz(VIG)aber,sieht

einVeröffentlichungsrechtder Antragstellergerade nichtvor.

Fürden FalleinerHerausgabe von Informationen,dieSieaufgrundeinesAntragsnach VIG

erlangthaben,weisen wirdaher vorsorglichauch noch daraufhin, dass IhnendiePrüfung

der RechtsmäßigkeiteinerweiterenVerwendungder erlangten Informationenselbstobliegt.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag
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